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1 Einleitung 

 

Die Debatte um die Neugliederung der deutschen Bundesländer ist so alt wie 
die Bundesrepublik selbst und wurde stets kontrovers geführt. Sie geht auf die 
Neugliederung des Bundesgebietes als Verfassungsauftrag (Art. 29 GG) zu-
rück. Dabei steht das gesamte Bundesgebiet, für den Fall daß Länder die ihnen 
obliegenden Aufgaben nach Größe und Leistungsfähigkeit nicht optimal erfül-
len, für eine Neugliederung zur Diskussion. Bis 1976 war der Neugliederungs-
auftrag als eine starre Muß-Vorschrift im Grundgesetz formuliert. Dann erfolgte 
die Änderung in eine Kann-Vorschrift (Laufer 1984, S. 184): 

„Das Bundesgebiet kann neu gegliedert werden, um zu gewährleisten, daß die Länder 
nach Größe und Leistungsfähigkeit die ihnen obliegenden Aufgaben wirksam erfüllen 
können. Dabei sind die landsmannschaftliche Verbundenheit, die geschichtlichen und kul-
turellen Zusammenhänge, die wirtschaftliche Zweckmäßigkeit sowie die Erfordernisse der 
Raumordnung und der Landesplanung zu berücksichtigen.“ (Art. 29 Abs. 1 GG).  

Im Laufe der Jahrzehnte wurden viele Konzepte zur Neugliederung des Bun-
desgebietes entworfen, die teilweise eine Änderung in allen Bundesländern o-
der sogar den Entwurf völlig neuer Landesgrenzen und damit die Aufteilung 
eines bestehenden Landes vorsahen. Auch für den norddeutschen Raum gab 
es einige Konzeptionen. Motivation sind hier vorwiegend mögliche Einsparun-
gen auf Verwaltungsebene und die Stärkung des norddeutschen Wirtschafts-
raumes. Wie wahrscheinlich ist nun mittelfristig die Gründung eines Nordstaates 
und wie könnte er aussehen? Was wäre sein Nutzen? Dazu stelle ich hier zwei 
Modelle des Nordstaates vor und werde auf seine Vorteile eingehen. Abschlie-
ßend werde ich die Positionen zum Thema Nordstaat in den amtierenden Lan-
desregierungen und die wachsende Zusammenarbeit der betroffenen Bundes-
länder darstellen und damit einen kurzen Ausblick auf einen möglichen Verlauf 
der weiteren Diskussion geben.  
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2 Die Geschichte der Nordstaat-Diskussion 

 

Bereits kurz nach Kriegsende bot die britische Besatzungsmacht dem Hambur-
ger Bürgermeister Rudolf Petersen an, Schleswig-Holstein und Nord-
Niedersachsen mitzuregieren. Dieser lehnte angesichts der Armut der beiden 
Flächenstaaten ab, wie es auch sein Nachfolger Max Brauer tun sollte (Ham-
burger Abendblatt, 5. Febr. 2003). Dann wurde es einige Jahre stiller um das 
Thema Neugliederung der nördlichen Bundesländer im früheren Bundesgebiet. 
Im Februar 1973 legte die von der Bundesregierung berufene „Ernst-
Kommission“ (benannt nach ihrem Vorsitzenden) ihren Bericht vor und attestier-
te dem nördlichen Bundesgebiet eine mangelhafte Gliederung. Diese führe da-
zu, daß Niedersachsen und Schleswig-Holstein in ihrer wirtschaftlichen und fi-
nanziellen Leistungsfähigkeit weit hinter dem Bundesdurchschnitt blieben und 
die Stadtstaaten Bremen und Hamburg durch ihre Beschränkung auf städtische 
Räume nicht alle Aufgaben eines modernen Staates erfüllen könnten (Laufer 
1984). Deshalb schlug die Kommission zwei alternative Lösungen vor: Die erste 
sah die Bildung eines Bundeslandes Nord vor, bestehend aus den vier gerade 
genannten Bundesländern. Der zweite Lösungsvorschlag sah die Bildung eines 
Bundeslandes Nordost (bestehend aus Schleswig-Holstein, Hamburg und Nord- 
Niedersachsen) und eines Bundeslandes Nordwest (bestehend aus Bremen 
und dem anderen Teil Niedersachsens) vor (Laufer 1984). In den Achtziger 
Jahren schwebte den Hamburger Bürgermeistern Klaus von Dohnanyi und 
Henning Voscherau (beide SPD) ein Nordstaat mit Lübeck als Hauptstadt bzw. 
ein Land „Angelsachsen“ vor, was jedoch an Schleswig-Holstein scheiterte 
(Hamburger Abendblatt, 5. Febr. 2003). Seit der Wiedervereinigung wird auch 
Mecklenburg-Vorpommern in die Diskussion um die Bildung eines Nordstaates 
einbezogen. 

 

 

3 Zwei Modelle des Nordstaates 

 

In den letzten Jahren wurden mehrere Varianten des Nordstaates in Fachgre-
mien und den Landtagen der norddeutschen Bundesländer diskutiert, darunter 
auch die folgenden zwei: In der größeren von beiden sollen neben den beiden 
Hansestädten Bremen und Hamburg die Flächenstaaten Niedersachsen, 
Schleswig-Holstein und Mecklenburg-Vorpommern aufgehen. Der kleinere Ent-
wurf eines Nordstaates beträfe Hamburg, Schleswig-Holstein und Mecklenburg-
Vorpommern. In beiden Fällen wird Hamburg als Regierungssitz favorisiert. In 
den beiden Karten auf Seite 3 sind die betroffenen Bundesländer beider Möglich-
keiten entsprechend eingefärbt. 

Ein Zusammenschluß von Hamburg, Schleswig-Holstein und Mecklenburg-
Vorpommern zu einem Bundesland würde folgende Daten ergeben: 
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Abb. 1: Daten einer kleineren Version des Nordstaates 

 Hamburg Schleswig- 

Holstein 

Mecklenburg- 

Vorpommern 

Gesamt Anteil an BRD in 
% 

Einwohner 1.705.000 2.777.000 1.789.000 6.271.000 7,63 
Fläche in km² 755,33 15.764,48 23.171,45 39.691,29 11,12 
Erwerbstätige 799.000 1.238.000 780.000 2.817.000 7,7 
Beschäftigte im 
öffentl. Dienst 

127.794 184.586 124.063 436.443 8,89 

Arbeitslosenquote 8,9 8,5 17,8 12,49 9,05 

 
aus: Statistisches Jahrbuch 2001, S. 32/33, eigene Berechnungen 

Hier wird die Problematik der geringen Bevölkerungsdichte Mecklenburg-
Vorpommerns deutlich, die nach Prognosen des Arbeits- und Bauministeriums 
innerhalb der nächsten knapp 20 Jahre noch auf etwa 1,6 Mio. Einwohner ab-
nehmen wird (Die Welt, 28. Apr. 2000). Angesichts dieser Zahlen halten 69% der 
Bevölkerung das Bundesland allein nicht für dauerhaft lebensfähig. Ein fester 
Zusammenschluß von Mecklenburg-Vorpommern mit Hamburg und Schleswig-
Holstein wird dennoch von Politikern fast aller Parteien bis heute abgelehnt 
(www.nordclick.de, 16. 04. 2003). Eine Ausnahme bildet hier die FDP.  

Dieser Nordstaat hätte ähnlich viele Einwohner wie Hessen (ca. 6,3 Mio, Hessen: 
6,05 Mio.), aber eine signifikant höhere Arbeitslosigkeit zu bewältigen (Arbeitslo-
senquote: 12,49%, Hessen: 7,3%). Mit einer Fläche von über 39.000 km² wäre er 
nach Bayern und Niedersachsen das drittgrößte Bundesland der BRD. 
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Abb. 2: Zwei mögliche Varianten des Nordstaates 
Karte aus: Das vereinte Deutschland, 1992, S. 18 (verändert).  

 

 

Die größere Variante des Nordstaates würde folgende Dimensionen erreichen:  

 

Abb. 3: Daten des großen Nordstaates 

 Summe aus HH, 
Schlw.-Holst., 
M.-V. 

Bremen Niedersachsen Gesamt Anteil an BRD  

in % 

Einwohner 6.271.000 663.000 7.899.000 14.833.000 18,05 
Fläche in km² 39.691,29 404,23 47.614,27 87709,79 24,57 
Erwerbstätige 2.817.000 280.000 3.420.000 6.517.000 17,8 
Beschäftigte im 
öffentl. Dienst 

436.443 51.412 465.110 952.965 19,41 

Arbeitslosenquote 12,49 13 9,3 11,57 19,39 
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aus: Statistisches Jahrbuch 2001, S. 32/33, eigene Berechnungen 

 

Damit würde knapp ein Viertel der Fläche der BRD und mehr als ein Sechstel 
der deutschen Bevölkerung zum Nordstaat gehören.  

 

 

4 Der Nutzen von Länderfusionen im Norden 

 

Das Hauptargument für die Bildung eines Nordstaates sind neben der Zusam-
menarbeit in der Standortpolitik auch erhoffte Einsparungen in Bürokratie und 
Verwaltung. Einen dankbaren Ansatz lieferte zwischen Hamburg, Schleswig-
Holstein und Mecklenburg-Vorpommern bereits die Zusammenlegung der Sta-
tistischen Landesämter und Eichämter. Was zwischen Hamburg und Schleswig-
Holstein 2003/04 realisiert wird, ist gegenüber Mecklenburg-Vorpommern zu-
mindest „ein Punkt von Interesse.“ (Senatskanzlei Hamburg, 20.01.2003).  

Ein bevölkerungsarmes Bundesland hat im Vergleich zu seinem erwirtschafte-
ten Einkommen höhere Verwaltungs- und Personalkosten als ein bevölkerungs-
reiches Land. So stellen z. B. die Personalkosten in der Landesverwaltung 
Mecklenburg-Vorpommerns mit 1.964,2 Mio. Euro immerhin 27,5% aller Aus-
gaben den größten Ausgabenblock noch vor den Kommunalinvestitionen dar 
(www.julis-mv.de). Allerdings würde der durch eine Fusion bedingte Wegfall von 
Landesparlament und Regierung alleine diesen Mißstand nicht beheben. Auch 
der Zusammenschluß von Ämtern und Behörden und die dort abgebauten Ar-
beitsstellen führen letztlich nicht dazu, daß ein Land weniger Personal in vielen 
Bereichen benötigt, so beispielsweise Polizisten oder Lehrer. 

Zur Zeit zeigen Bundesländer untereinander hohe Leistungsdifferenzen, die 
durch einen Zusammenschluß betroffener Länder ausgeglichen werden könn-
ten. Dadurch könnte die Grundlage für einen neuen Wettbewerbsföderalismus 
geschaffen werden (www.julis-mv.de). Ausschlaggebend für eine multilaterale 
Zusammenarbeit ist aber die Erkenntnis, daß die Herausforderungen an die 
Region zu groß geworden sind, als daß sie einzelne Gebiete bewältigen könn-
ten. Eine zunehmend komplexe internationale Wirtschaftsdynamik setzt sich 
über administrative Grenzen hinweg und Folgewirkungen großräumiger, zu-
nehmend internationaler wirtschaftlicher Prozesse werden spürbar 
(www.hamburg.de). In wirtschaftlicher Hinsicht kann eine Zusammenarbeit der 
norddeutschen Bundesländer zu einem „Schlüssel im Standortwettbewerb in 
Nordeuropa werden“ (Gabriel, 8. Febr. 2003). Durch die Osterweiterung der EU 
kann Norddeutschland neben der Ausrichtung auf Großbritannien oder Skandi-
navien auch hier an Bedeutung gewinnen und eine Brückenfunktion zwischen 
Ost- und Westeuropa einnehmen. Eine wichtige Zukunftsinvestition in diesem 
Zusammenhang ist der Tiefwasserhafen in Wilhelmshaven für Containerschiffe, 
der ursprünglich in Kooperation zwischen Hamburg, Niedersachsen und Bre-
men entstehen sollte. Dieser darf aber nicht in Konkurrenz zu anderen deut-
schen Häfen stehen, sondern soll eine Ergänzung sein, um den Containerver-
kehr in der norddeutschen Bucht zu halten. Um in Nordeuropa weiterhin konkur-
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renzfähig zu sein, muß allerdings eine „Hafenkonkurrenz“ zwischen den deut-
schen Häfen vermieden werden, was nur durch eine Bündelung der Interessen 
und eine gemeinsame Steuerung der Hafenkapazitäten, d.h. eine enge Zu-
sammenarbeit der norddeutschen Länder, möglich ist (Gabriel, 8. Febr. 2003). 
Diese erwies sich jedoch gerade bei diesem Projekt als schwierig und im Mai 
2002 gab Hamburg bekannt, sich nicht an der Realisierung des Hafens beteili-
gen zu wollen (www.cdu-niedersachsen.de). 

Auch die Interessenvertretung der Region deutschlandweit und damit die Mög-
lichkeit zur Finanzierung von Projekten durch den Bund kann durch eine inten-
sive Zusammenarbeit auf parlamentarischer Ebene und eine Abstimmung der 
Vorhaben verbessert werden. Doch benötigt man dafür wirklich einen Nord-
staat? 

 

 

5 Alternativen zum Nordstaat 

 

Zu Beginn des Jahres 2003 ist eine erneute Diskussion um die Zusammenle-
gung einiger Bundesländer angestoßen worden. Argument des stellvertreten-
den Fraktionschefs der CDU, Wolfgang Schäuble, war, daß die Länder wirt-
schaftlich unterschiedlich leistungsstark seien und deshalb der Wettbewerb 
zwischen ihnen nicht mehr funktioniere (www.ftd.de). Die Vorsitzende des Bun-
desfinanzausschusses Christine Scheel (Grüne) schlug u. a. die Verschmel-
zung von Bremen mit Niedersachsen und von Hamburg mit Mecklenburg-
Vorpommern und Schleswig-Holstein vor. Hamburg und Schleswig-Holstein 
reagierten auf diesen Vorschlag zurückhaltend. Hamburgs Regierungssprecher 
stellte klar, daß das momentan kein Thema sei und die Nachbarstaaten kein 
Interesse hätten (www.ftd.de). Der Sprecher der Landesregierung Schleswig-
Holstein drückte ein großes Interesse an Zusammenarbeit aus, aber eine Nord-
staat-Diskussion sei auch für Schleswig-Holstein nicht aktuell. 

Allem Anschein nach ist die Bildung eines Nordstaates zur Zeit nicht ange-
bracht, da die Länder auch ohne ein solches Konstrukt zu mehr und mehr Zu-
sammenarbeit gelangen. Zwischen Hamburg und Schleswig-Holstein gibt ne-
ben der bereits erwähnten Zusammenlegung der Statistischen Landesämter 
und Eichämter weitere Beispiele für eine enger werdende Zusammenarbeit: 
2004 soll ein gemeinsames Dienstleistungsunternehmen für Informations- und 
Kommunikationstechnik entstehen und die Landesbanken sollen fusioniert wer-
den. Davon verspricht man sich wirtschaftliche und finanzielle Vorteile. Bereits 
1984 wurde zwischen Hamburg und Schleswig-Holstein eine Rahmenvereinba-
rung getroffen, die vor allem gemeinsame Verkehrsprojekte und die Abfallbesei-
tigung betraf. Zurzeit werden noch einige weitere mögliche Kooperationen ge-
prüft, die von Feuerwehrschulen bis zu Vermessungs- und Katasterämtern rei-
chen (Hamburger Abendblatt, 5. Febr. 2003).  

1991 wurde auch zwischen dem Senat Hamburgs, der niedersächsischen Lan-
desregierung und der Landesregierung Schleswig-Holsteins eine verstärkte Zu-
sammenarbeit in der Metropolregion beschlossen. Der erste Schritt war die Er-
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arbeitung eines auf den hohen Wachstumsdruck der 90er Jahre reagierenden 
übergreifenden Regionalen Entwicklungskonzepts (REK). Ziel dieses Entwick-
lungskonzeptes ist es unter anderem, angesichts leerer Kassen und abwan-
dernder Bevölkerung mit der Kernstadt Hamburg zu kooperieren oder z. B. öf-
fentliche Aufgaben regional abgestimmt besser auszuführen zu können. Außer-
dem erleichtert eine solche Zusammenarbeit auch die Interessenvertretung der 
Region gegenüber Entscheidungsträgern in Bund, Ländern und Europa 
(www.hamburg.de). 

Auch eine Kooperation zwischen Hamburg und Mecklenburg-Vorpommern wird 
langsam greifbar: So war Mecklenburg-Vorpommerns Ministerpräsident Dr. Ha-
rald Ringstorff für eine Unterstützung von Hamburgs Bewerbung für Olympia 
2012 zu gewinnen und machte das Interesse Mecklenburg-Vorpommerns an 
einer Einbeziehung in ein Konzept der norddeutschen Metropolregion deutlich 
(Senatskanzlei Hamburg, 20.01.2003). Außerdem wurde auch hier, wie schon 
erwähnt, die Zusammenlegung der Eichämter und der Statistischen Landesäm-
ter thematisiert.  

Auch Bremens Bürgermeister Dr. Henning Scherf wendet sich gegen einen 
Nordstaat. Er möchte „gewachsene Identitätsstrukturen nicht aufs Spiel set-
zen“(www.nsgb.de, 01.04.2003) und fürchtet durch das Entstehen eines großen 
Nordstaates massive Einbußen an Mitteln aus dem Länder-finanzausgleich für 
ganz Norddeutschland. Auch eine Zusammenarbeit zwischen Bremen und Nie-
dersachsen ist bereits entstanden. Seit 1992 existiert auch hier ein länderüber-
greifendes regionales Entwicklungskonzept, in dem Eckpunkte für eine nachha l-
tige Entwicklung der Region formuliert sind (www.ml.niedersachsen.de, 24.04.2003) 

 

 

6 Fazit/Ausblick 

 

Die zwischen den norddeutschen Bundesländern entstandene Zusammenarbeit 
deckt viele Bereiche ab. Im Falle eines konstruierten Nordstaates bestünde im 
Vergleich zur gegenwärtigen Situation die Gefahr, daß interkommunale und 
interregionale Interessenkonflikte in einem so großen Flächenstaat nicht zufrie-
denstellend gelöst werden können und die zentrale Steuerung stellenweise mit 
Nachteilen verbunden ist. Es scheint aber möglich zu sein, daß die Region 
durch ein Netz aus bilateralen oder multilateralen Übereinkünften und Projekten 
zusammenwächst, ohne daß etwa die Bürger mit dem Problem konfrontiert 
werden, daß sie meinen mit der Eigenständigkeit ihres Bundeslandes auch ein 
Stück Tradition oder Identität aufgeben müssen. Dieser Problematik kann wohl 
auch teilweise das Scheitern des Zusammenschlusses von Berlin und Bran-
denburg zugeschrieben werden, der im Mai 1996 bei einer Abstimmung der 
betroffenen Bevölkerung deutlich abgelehnt wurde 
(www.morgenpost.berlin1.de). Weiterhin wirkt auch die offensichtliche Absicht 
des Sparens der Zustimmung der Bürger entgegen, da im Verband mit anderen 
Bundesländern eine Unterversorgung an öffentlichen Dienstleistungen befürch-
tet wird.  
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Angesichts der aktuellen Situation und der Haltung der Regierenden ist eine 
erneute Diskussion um einen konstruierten Nordstaat unwahrscheinlich. Den-
noch wird sich die Zusammenarbeit zwischen den Länder Norddeutschlands 
vermutlich weiter verstärken, da dafür bei allen Landesregierungen eine große 
Bereitschaft und auch eine wirtschaftliche Notwendigkeit besteht. Vielleicht ent-
steht so langfristig ganz von selbst ein Länderverbund, der nicht der konstruier-
te Nordstaat, sondern eine durch multilaterale Verknüpfungen entstandene Inte-
ressengemeinschaft ist.  
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